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ANTRAG 

  Vorlage-Nr.: A 15/0265 

Seniorenbeirat Datum: 04.06.2015 

Bearb.:  Kahlert, Angelika 
Jeenicke, Hans 

Tel.: 521 öffentlich 

Az.:    

 

Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Sozialausschuss 18.06.2015 Entscheidung 
 
 

Gewährung eines Preisnachlasses bei HVV-Fahrkarten (Zeitkarten) für SGB II und SGB 
XII Transferempfänger 
 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Sozialausschuss möge beschließen: 
 
Es wird die Gewährung eines Preisnachlasses für SGB II und SGB XII Transferempfänger in 
Höhe von 20.- € auf Fahrkarten des HVV (Zeitkarten), ergänzend zum bereits im Regelsatz 
enthaltenen Anteil für Mobilität, beschlossen. 
 
 
 
Begründung: 
 
Die Möglichkeit zur Selbsthilfe bei der Arbeitssuche sollte im Vordergrund stehen. Die Kom-
munen sollten nicht nur verwalten, sondern auch mit der Politik zusammen versuchen, den 
Prozess zu gestalten: 
 

- für Bezieher von Soziallleistungen zur Existenzsicherung (SGB II, SGB XII) die Nut-
zungsmöglichkeiten öffentlicher Verkehrsmittel zu erhöhen und 

 
- durch die hieraus gewonnen höhere Mobilität, deren Chance, aktiv am Leben der 

Metropolregion teilzunehmen 
 

- Flexibilität für das Erwerbsleben (Erleichterung zur Arbeitssuche) 
 

 
- Altersarmut mildern (bessere Chancen für Zuverdienst) 

 
Die Möglichkeiten, einen Job für einen Zuverdienst in der Metropolregion zu bekommen, 
würde sich bedeutend erhöhen. 
 
Beispiel 1: 
Bei einem 450.-€ Job würde der nicht abzugsfähige Zuverdienst 30%, also somit 135.-€ be-
tragen, damit würden 315.-€ in die Sozialkassen zurückfließen. 
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Beispiel 2: 
Ca. 10% nehmen die Zulage zum Ticket in Anspruch, d.h.  
510 Personen x 20€ x 12 Monate = 122.400.-€ Kosten 
Ca. 1 % bekommen über diesen Weg für ein Jahr einen 450.-€ Job 
51 Personen x (450-135=315.-€ --20= 295 x 12 Monate =180.540.-€ 
 
Erlös für das Sozialamt 180.540 – 122,400 = 58.140.-€ (1 zu 10%) 
 
So gesehen könnten die Mehrkosten in absehbarer Zeit wieder mehr als gedeckt werden. 
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